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Antrag 
der Abgeordneten Ruhnke, Schwann, Dr. Bartram, 

Geiger (München), Elsner, Dr. Elbrächter und Genossen 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Entwurf eines Rahmengesetzes 
über Raumordnung 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Raumordnungsaufgabe 

(1) Die Raumordnung hat die Aufgabe, 
unter Berücksichtigung der gesamtdeutschen 
Belange die bestmögliche allgemeine Ent-
wicklung des Bundesgebiets in seiner Ge-
samtheit und der Ländergebiete im Hinblick 
auf die sozialen, kulturellen und wirtschaft-
lichen Gegebenheiten und Erfordernisse so-
wie im Hinblick auf den Landbedarf der 
öffentlichen Hand, insbesondere für die 
Zwecke der Verteidigung, vorzubereiten und 
zu sichern. 

(2) Die angestrebte Entwicklung ist in 
Richtlinien und Programmen (Entwicklungs-
programmen) festzulegen, die durch Ent-
wicklungspläne erläutert werden können. 

(3) Der größte zu ordnende und zu gestal-
tende Raum ist das gesamte Staatsgebiet. Die 
Raumordnung für das größere Gebiet hat 
den Vorrang vor derjenigen des kleineren 
Gebietes. 

(4) Die Richtlinien, Entwicklungspro

-

gramme und Entwicklungspläne der Raum

-

ordnung haben dem einzelnen Staatsbürger 
gegenüber keine bindende Wirkung. 

§ 2 

Raumordnung des Bundes 

(1) Die Bundesregierung richtet einen In-
terministeriellen Ausschuß für Raumordnung 
ein, der die Aufgaben der Raumordnung 
des Bundes wahrnimmt. Den Vorsitz 
führt der für die Raumordnung feder-
führende Bundesminister, der im Beneh-
men mit den anderen an der Raumord-
nung beteiligten Bundesministern Vorschläge 
im Sinne des §  1 Abs. 2 für die Beratungen 
des Interministeriellen Ausschusses für 
Raumordnung vorzubereiten hat. Soweit 
Raumordnungsinteressen eines Landes be-
rührt werden, ist die für die Raumordnung 
zuständige oberste Landesbehörde (§ 3 
Abs. 2 Nr. 1) zu den Beratungen hinzuzu-
ziehen. 

(2) Zur Beratung des Interministeriellen 
Ausschusses für Raumordnung wird ein Bei-
rat aus den an der Raumordnung beteiligten 
Verbänden und Organisationen sowie aus 
Vertretern der Wissenschaft gebildet. Die 
Zusammensetzung und die Rechtsverhält-
nisse des Beirates werden durch eine Ge-
schäftsordnung geregelt, die der Intermini-
sterielle Ausschuß für Raumordnung erläßt. 
Nach näherer Regelung der Geschäftsord-
nung können die Mitglieder zu den Kosten 
des Beirates hinzugezogen werden. 



§ 3 

Raumordnung der Länder 

(1) Die Länder regeln die Durchführung 
der Raumordnung in ihren Bereichen. 

(2) Durch Landesgesetz ist insbesondere zu 
regeln 

1. die Bestimmung der für die Raumordnung 
zuständigen obersten Landesbehörde, 

2. die Aufgaben, die Zusammensetzung und 
die Rechtsverhältnisse von Beiräten, 

3. die Beteiligung der Fachbehörden des Lan-
des und des Bundes an den Aufgaben der 
Raumordnung des Landes. 

(3) Die Länder haben Vorsorge zu treffen, 
daß die Gemeinden und die Gemeindever-
bände über Entscheidungen der Bundesregie-
rung (5 10 Abs. 2) unterrichtet werden, die 
für ihren Aufgabenbereich von Bedeutung 
sind. 

§ 4 

Sachliche Zuständigkeit 

(1) Der Interministerielle Ausschuß für 
Raumordnung ist zuständig 

1. für Raumordnungsaufgaben, die das Bun-
desgebiet in seiner Gesamtheit betreffen 
oder über die Grenzen des Bundesgebiets 
hinausgehen, 

2. nach Maßgabe des §  8 Abs. 1 für Raum-
ordnungsaufgaben einzelner Länder, 

3. nach Maßgabe des § 8 Abs. 2 für Raum-
ordnungsaufgaben, die das Gebiet mehre-
rer Länder betreffen, soweit ein Ausgleich 
der Raumordnungsinteressen zwischen die-
sen Ländern nicht zu erreichen ist. 

(2) Die von dem Interministeriellen Aus-
schuß für Raumordnung aufgestellten Richt-
linien und Programme binden die Bundes-
behörden, die an der Aufstellung beteiligt 
worden sind. 

(3) Die in § 3 Abs. 2 Nr. 1 bezeichneten 
obersten Landesbehörden sind zuständig für 
die Raumordnungsaufgaben der Länder in-
nerhalb ihrer Gebiete. Sie vertreten die 
Raumordnungsinteressen ihres Landes beim 
Interministeriellen Ausschuß für Raumord-
nung und gegenüber den anderen Ländern. 

(4) Die Zuständigkeiten für die Fachpla-
nungen bleiben unberührt. 

§ 5 

Mitteilungs- und Auskunftspflicht 

(1) Die obersten Bundesbehörden teilen 
dem Interministeriellen Ausschuß für Raum-
ordnung die in ihrem Geschäftsbereich beab-
sichtigten Vorhaben mit, soweit sie für die 
Raumordnung von Bedeutung sind oder 
werden können. 

(2) Die für die Raumordnung zuständigen 
obersten Landesbehörden teilen dem Inter-
ministeriellen Ausschuß für Raumordnung 
mit 

1. die in ihrem Bereich beabsichtigten Vor-
haben, soweit sie für die Raumordnung 
eine über das Gebiet ihres Landes hinaus-
gehende Bedeutung haben oder erlangen 
können, 

2. die für ihren Bereich aufgestellten Ent-
wicklungsprogramme und Entwicklungs-
pläne sowie deren Änderungen. 

(3) Die obersten Bundesbehörden und die 
obersten Landesbehörden sind verpflichtet, 
dem Interministeriellen Ausschuß für Raum-
ordnung alle Auskünfte zu erteilen, die die-
ser zur Erfüllung seiner Aufgaben benötigt. 

§ 6 

Unterrichtung der für die Raumordnung 
zuständigen obersten Landesbehörden 

Der Interministerielle Ausschuß für Raum-
ordnung unterrichtet 

1. über die ihm nach 5 5 Abs. 1 mitgeteilten 
Vorhaben unverzüglich die für die Raum-
ordnung zuständige oberste Behörde des 
Landes, in dem das Vorhaben durchge-
führt werden soll oder für dessen Raum-
ordnung das Vorhaben in anderer Weise 
von Bedeutung ist oder werden kann; 

2. über die Raumordnungsarbeiten für das 
Bundesgebiet in seiner Gesamtheit ständig 
alle für die Raumordnung zuständigen 
Landesbehörden. 



§ 7 

Widerspruch gegen Vorhaben oberster 
Bundesbehörden 

(1) Stehen mitteilungspflichtige Vorhaben 
oberster Bundesbehörden mit dem Vorhaben 
einer anderen obersten Bundesbehörde oder 
den Zielen der Raumordnung des Bundes 
nicht in Einklang, so kann ,der Intermini

-

sterielle Ausschuß für Raumordnung wider-
sprechen. 

(2) Stehen die mitteilungspflichtigen Vor-
haben mit den Zielen der Raumordnung 
eines Landes nicht in Einklang, so kann 
neben dem Interministeriellen Ausschuß für 
Raumordnung auch die für die Raumord-
nung zuständige oberste Landesbehörde wi-
dersprechen. Der Widerspruch ist bei dem 
Interministeriellen Ausschuß für Raumord-
nung zu erheben. 

§ 8 

Widerspruch gegen Vorhaben eines Landes 

(1) Stehen mitteilungspflichtige, in dem 
Bereich eines Landes beabsichtigte Vorhaben 
mit den Zielen der Raumordnung des Bun-
des nicht in Einklang, so kann der Intermini-
sterielle Ausschuß für Raumordnung wider-
sprechen. 

(2) Stehen die mitteilungspflichtigen Vor-
haben mit den Zielen der Raumordnung 
eines anderen Landes nicht in Einklang, so 
können die für die Raumordnung zustän-
dige oberste Landesbehörde und nach Maß-
gabe des § 4 Abs. 1 Nr. 3 auch der Inter-
ministerielle Ausschuß für Raumordnung 
widersprechen. Der Widerspruch der für die 
Raumordnung zuständigen obersten Landes-
behörde ist bei dem Interministeriellen Aus-
schuß für Raumordnung zu erheben. 

§ 9 

Aufschiebende Wirkung, sofortige 
Ausführung 

(1) Der Widerspruch (S§ 7, 8) hat auf-
schiebende Wirkung. 

(2) Die Bundesregierung kann im Falle des 
7 Abs. 1 — in den übrigen Fällen der §§  7, 

8 im Einvernehmen mit dem Bundesrat  — 
die  sofortige Durchführung des Vorhabens 
zulassen, wenn sie dies im öffentlichen Inter-
esse zwingend für geboten hält. 

§ 10 

Einigung, Entscheidung der Bundesregierung 

(1) Ist Widerspruch erhoben, so hat der 
Interministerielle Ausschuß für Raumord-
nung auf eine Einigung hinzuwirken. 

(2) Kommt eine Einigung nicht zustande, 
so entscheidet im Falle des §  7 Abs. 1 die 
Bundesregierung, in den übrigen Fällen der 
§§  7, 8 die Bundesregierung im Einverneh-
men mit dem Bundesrat. 

§ 11 
 Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. Rechtsverordnungen, die 
auf Grund der in diesem Gesetz enthaltenen 
Ermächtigungen erlassen werden, gelten im 
Lande Berlin nach 5 14 des Dritten Über-
leitungsgesetzes. 

§ 12 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemein 

Die Notwendigkeit einer Raumordnung im 
Bundesgebiet, d. h. die Vorbereitung und 
Sicherung einer den sozialen, kulturellen und 
wirtschaftlichen Gegebenheiten und Erfor-
dernissen entsprechenden allgemeinen Lan-
desentwicklung ist in jüngster Zeit erneut in 
den Mittelpunkt des öffentlichen Interesses 
gerückt. Zur Vermeidung von Fehlentwick-
lungen ist ein rechtzeitiger Ausgleich der In-
teressen aller an der Raumordnung beteilig-
ten Behörden und Stellen bei allen Vorhaben 
von raumbeeinflussender Bedeutung heute 
mehr denn je geboten. Insbesondere kann 
auf den Ausgleich zwischen den Trägern der 
Raumordnung im Bund und in den Ländern, 
vor allem im Hinblick auf die zunehmenden 
Landanforderungen der öffentlichen Hand, 
insbesondere für die Zwecke der Verteidi-
gung nicht mehr länger verzichtet werden, 
da Grund und Boden keine beliebig ver

-

mehrbare Ware darstellt. 

Die Überzeugung von der Notwendigkeit 
und der Bedeutung einer Raumordnung hat 
sich heute in allen Kulturländern durchge-
setzt, die zu der Erkenntnis gelangt sind, daß 
wirtschaftliche und soziale Lebensbedingun-
gen nur mit einer gesunden Zuordnung von 
Mensch und Raum verbessert und gesichert 
werden können. So haben vor allem Groß-
britannien, die Niederlande, Frankreich, 
Italien und Osterreich die Raumordnung 
z. T. mit weitreichenden gesetzlichen Befug-
nissen ausgestattet. Auch die Vereinigten 
Staaten von Amerika haben mit Planungs-
gesetzen der Bundesländer und durch regio-
nale gesetzgeberische Maßnahmen des Bun-
des die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit und 
die Lebensverhältnisse in bestimmten Pla-
nungsgebieten verbessert. 

In Deutschland hatten sich bereits nach dem 
Jahre 1920 zahlreiche Planungsverbände ge-
bildet, die den nachteiligen Folgen der Indu-
strialisierung und den dadurch hervorgeru-
fenen Ballungstendenzen entgegenzuwirken 
versuchten. Diese aus freier Vereinbarung 
entstandenen Planungsverbände konnten je-
doch mangels gesetzlicher Grundlage zu kei-
ner wirklichen Raumordnung, sondern nur 
zu einem unverbindlichen Meinungsaustausch 
kommen. Lediglich die Organisation und die 
Aufgaben des „Siedlungsverbandes Ruhr-
kohlenbezirk" wurden durch das Preußische 

Gesetz betr. Verbandsverordnung für den 
Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk vom 
5. Mai 1920 (Gesetzessammlung S. 286) ge-
setzlich geregelt, das als Vorläufer eines 
Raumordnungsgesetzes im heutigen Sinne 
angesprochen werden kann. 

Die erste reichsgesetzliche Regelung fand die 
Raumordnung in Deutschland mit dem Ge-
setz über die Regelung des Landbedarfs der 
öffentlichen Hand vom 29. März 1935 
(RGBl. I S. 468). Ihre Organisation wurde 
durch die Erlasse über die Reichsstelle für 
Raumordnung vom 26. Juni 1935 (RGBl. I 
S. 793) und vom 8. Dezember 1935 (RGBl. I 
S. 1515) und durch die erste Verordnung zur 
Durchführung der Reichs- und Landespla-
nung vom 15. Februar 1936 (RGBl. I S. 104) 
geregelt. Danach wurden die behördlichen 
Aufgaben der Raumordnung in den einzel-
nen Planungsräumen den Landesplanungsbe-
hörden übertragen, während die eigentliche 
Planungsarbeit in den Landesplanungsge-
meinschaften nach dem Grundsatz der Selbst-
verwaltung geleistet wurde. Bemerkenswert 
ist dabei, daß die Landesplanungsgemein-
schaften diese Gemeinschaftsarbeit aller an 
der Raumordnung Beteiligten sogar unter 
autoritärer Staatsverwaltung bis zum Jahre 
1944 aufrechterhalten konnte. 

Nach dem Zusammenbruch im Jahre 1945 
nahmen sich die einzelnen Länder der Raum-
ordnung an, führten sie jedoch in recht un-
terschiedlicher Weise weiter.*)  Auch nach der 
Konstituierung der Bundesrepublik blieb die 
Raumordnung weiterhin den Ländern über-
lassen, ohne daß es bisher zu einer Regelung 
auf Bundesebene kam. 
Die Schaffung einer verantwortlichen In-
stanz für die Raumordnungsaufgaben des 
Bundes ist in jüngster Zeit nicht nur von 
zahlreichen Mitgliedern der Regierungen 
und Parlamente des Bundes und der Länder, 
sondern nachdrücklich auch in der Öffent-
lichkeit, wie z. B. vom Deutschen Bauernver-
band (Entschließung vom 17. Dezember 
1954) und vom Zentralausschuß der deut-
schen Landwirtschaft (Schreiben an Bundes-
kanzler Dr. Adenauer vom 9. Mai 1955) ge-
fordert worden. 

*) siehe H. B. Klamroth „Ober die Organisation und 
die rechtlichen Grundlagen der Landesplanung in 
der Bundesrepublik Deutschland und in Berlin" 
in Heft 16 der Mitteilungen aus dem Institut für 
Raumforschung Bonn 



Das Grundgesetz bestimmt in Art. 75 Nr. 4, 
daß dem Bund unter den Voraussetzungen 
des Art. 72 Abs. 2 GG das Recht zusteht, 
Rahmenvorschriften über die Raumordnung 
zu erlassen. Hierüber führt das Bundesver-
fassungsgericht in seinem Rechtsgutachten 
über die Zuständigkeit des Bundes zum Er-
laß eines Baugesetzes vom 16. Juni 1954 
(Bundestagsdrucksache 644 S. 10 bis 12) fol-
gendes aus: 

„Raumordnung kann nicht an den Gren-
zen der Länder haltmachen. Erkennt man 
Raumordnung als eine notwendige Auf-
gabe des modernen Staates an, dann ist der 
größte zu ordnende und zu gestaltende 
Raum das gesamte Staatsgebiet. Im Bun-
desstaat muß es also auch eine Raumpla-
nung für den Gesamtstaat geben. Die Zu-
ständigkeit zu einer gesetzlichen Regelung 
kommt nach der Natur der Sache dem 
Bund als eine ausschließliche und Vollkom-
petenz zu. 

Es ergibt sich also, daß der Bund regeln 
könnte: 

kraft ausschließlicher Kompetenz die 
Bundesplanung vollständig; 

kraft konkurrierender Rahmenkompe-
tenz die Raumordnung der Länder in 
den  Grundzügen." 

Die Raumordnungstätigkeit des Bundes wird 
sich hiernach grundsätzlich auf diejenigen 
Raumordnungsaufgaben beschränken, die das 
Bundesgebiet in seiner Gesamtheit betreffen. 
Nur soweit Raumordnungsaufgaben einzel-
ner Länder mit den Zielen der Raumord-
nung des Bundes nicht in Einklang stehen 
oder ein Ausgleich der Raumordnungsinter-
essen zwischen mehreren Ländern nicht zu 
erreichen ist, werden dem Bund ggf. unter 
Beteiligung des Bundesrates begrenzte Befug-
nisse zugestanden werden müssen. 

Im Interesse einer möglichst einfachen Ver-
waltung sieht der Entwurf von der Errich-
tung einer selbständigen obersten Bundesbe-
hörde — gleichrangig neben den Fachressorts 
— ab. Die Raumordnungsaufgaben des Bun-
des können zweckmäßiger und sparsamer 
durch einen „Interministeriellen Ausschuß 
für Raumordnung" (IMA „Raumordnung") 
unter dem Vorsitz des für die Raumordnung 
zuständigen Bundesministers wahrgenom-
men werden. 

B. Im einzelnen 

Zu §1 
Da die Vorstellungen und Meinungen über 
Wesen und Aufgaben der Raumordnung in 
Wissenschaft und Praxis noch nicht völlig 
übereinstimmen, hat der Entwurf eine mög-
lichst allgemein gehaltene Umschreibung der 
Aufgabe der Raumordnung gewählt. Hier-
bei ist zu unterscheiden zwischen der Vorbe-
reitung der anzustrebenden allgemeinen Ent-
wicklung und ihrer Sicherung. 

Bei der Vorbereitung dieser allgemeinen 
Entwicklung sind, insbesondere für die 
Raumordnung im Bereich des Bundes, in er-
ster Linie die gesamtdeutschen Interessen zu 
berücksichtigen. Nach allgemein herrschender 
Auffassung hat die Aufstellung von Richt-
linien und Entwicklungsprogrammen, die 
durch Entwicklungspläne erläutert werden 
können, von den sozialen, kulturellen und 
wirtschaftlichen Gegebenheiten und Erfor-
dernissen, zu denen auch die technischen Be-
lange zu rechnen sind, auszugehen. Auch die 
Anforderungen der Verteidigung sind hier-
bei mit einzubeziehen. 
Die Sicherung der in den Richtlinien und 
den Entwicklungsprogrammen vorbereiteten 
Raumordnung wird erreicht durch die Bin- 
dung der Bundesbehörden gemäß § 4 Abs. 2 
an diese Richtlinien und Programme und 
durch den Widerspruch des IMA „Raumord-
nung" oder der Länder gemäß §§ 7 und 8 
gegen Vorhaben, 'die  mit den Zielen der 
Raumordnung nicht in Einklang stehen. 

Mit der Bestimmung des zweiten Absatzes 
soll nicht zum Ausdruck gebracht werden, 
daß zuerst die Richtlinien und Programme 
für die Raumordnung im größeren Gebiet, 
etwa für den Bereich des Bundes, aufzustel-
len seien, nach denen sich dann die Raum-
ordnung im kleineren Gebiet zu richten 
hätte. Es wird vielmehr ein solcher Entwick-
lungsvorschlag für den Bereich des Bundes 
auf den Raumordnungsplanungen der Län-
der basieren. Bei den engen Wechselbeziehun-
gen zwischen der Raumordnung im Bereich 
der Länder und im Bereich des Bundes muß 
jedoch zur Herbeiführung eines Interessen-
ausgleichs der Raumordnung für das größere 
Gebiet der Vorrang vor derjenigen des klei-
nen Gebietes eingeräumt werden, wie das 
auch im bereits erwähnten Rechtsgutachten 
des Bundesverfassungsgerichtes bestätigt ist. 
Die Richtlinien, Entwicklungsprogramme 
und Entwicklungspläne der Raumordnung 



ordnen lediglich die Verwaltungsaufgabe als 
solche, ohne das rechtliche Schicksal des 
Grund und Bodens zu bestimmen oder in 
die private Rechtssphäre des Eigentümers 
einzugreifen. Dies letztere geschieht erst da, 
wo die Raumordnung durch die Fachplanung 
konkretisiert wird. Hierfür sind jeweils be-
stimmte gesetzliche Verfahren vorgeschrie-
ben. 

Zu §2 
Die Raumordnungsfragen des Bundes wer-
den — wie in der allgemeinen Begründung 
ausgeführt — zweckentsprechend in einem 
IMA „Raumordnung" wahrgenommen. Den 
Vorsitz in diesem Ausschuß führt der für die 
Raumordnung zuständige Bundesminister. 
Die Aufgaben dieses Ausschusses werden so-
wohl in der Herbeiführung eines Interessen-
ausgleichs zwischen den an der Raumord-
nung beteiligten Bundesministern als auch in 
der Ausarbeitung eines allgemeinen Entwick-
lungsprogrammes der Raumordnung für den 
Bereich des Bundes bestehen. Soweit dabei 
Raumordnungsinteressen eines Landes be-
rührt werden, ist zur Erzielung eines Aus-
gleichs zwischen den Entwicklungsprogram-
men des Bundes und des beteiligten Landes 
dessen für die Raumordnung zuständige 
oberste Landesbehörde zu den Beratungen 
hinzuzuziehen. 

Bei der Aufstellung von Richtlinien und 
Programmen, die der Erarbeitung eines Leit-
bildes für die Raumordnung im Bundesgebiet 
dienen, kann nach den bisher vorliegenden 
Erfahrungen in den Ländern auch für den 
Bereich des Bundes auf die Mitarbeit eines 
Beirates aus Vertretern der Wissenschaft, der 
Wirtschaft und der Selbstverwaltungskörper-
schaften nicht verzichtet werden. Als Mit-
glieder dieses Beirates kommen insbesondere 
u. a. in Betracht 
1. die wissenschaftlichen Institute und Orga-
nisationen der Raumforschung und der 
Raumordnung, 

2. die Spitzenverbände der berufsständischen 
Organisationen, 

3. die Spitzenverbände der Land- und Forst-
wirtschaft, 

4. die Gesamtverbände der Industrie, des 
Handels, des Gewerbes und des Hand-
werks, 

5. die kommunalen Spitzenverbände. 

Es wird zweckmäßig sein, auch die Vorsit

-

zenden der Beiräte für die Raumordnung 

oder der entsprechenden Institutionen, z. B. 
der Landesplanungsgerneinschaften in den 
Ländern,  in  ,diesen Beirat beim IMA „Raum-
ordnung" gemäß § 3 Abs. 2 Nr. 2 zu be-
rufen. 

Zu § 3 
Da alle Raumordnungsvorhaben — auch die 
des Bundes — in den Bereichen der Länder 
verwirklicht werden, liegt das Schwergewicht 
der Raumordnung bei den Ländern. Der 
Entwurf beschränkt sich daher darauf, ent-
sprechend der dem Bund zustehenden Ge-
setzgebungskompetenz nur Rahmenvor-
schriften für die Durchführung der Aufga-
ben der Raumordnung in den Ländern zu 
erlassen. Bei der Bestimmung der für die 
Raumordnung zuständigen obersten Land es-
behörde bleibt es den Ländern überlassen, 
hierfür etwa bereits bestehende Behörden zu 
bestimmen oder neue einzurichten, sowie Be-
stimmungen über die Einrichtung nachgeord-
neter Behörden zu treffen. 

Analog der Raumordnung auf Bundesebene 
wird auch in den Ländern die Bestellung von 
Beiräten oder entsprechenden Institutionen 
für notwendig erachtet. Die Länder haben 
außerdem die Beteiligung der Fachbehörden 
ihres Landes und des Bundes an den Aufga-
ben der Raumordnung in ihrem Bereich zu 
regeln. Dabei kann es ihnen überlassen blei-
ben, ob sie ein Meldeverfahren und ein Wi-
derspruchsverfahren für alle Vorhaben ein-
führen, die für die Raumordnung in ihren 
Bereichen von Bedeutung sind oder werden 
können. Auf eine Beteiligung der Fachbehör-
den des Bundes an der Raumordnung in den 
Ländern kann nach den Erfahrungen der 
Praxis nicht verzichtet werden. 

Wenn einerseits die Länder einen Anspruch 
darauf geltend machen können, Raumord-
nungsvorhaben des Bundes rechtzeitig zu er-
fahren, so müssen sie andererseits verpflich-
tete werden, ihre nachgeordneten Behörden, 
die Gemeinden und die Gemeindeverbände 
von den Entscheidungen der Bundesregie-
rung in Raumordnungsfragen rechtzeitig zu 
unterrichten, damit sie in ihren örtlichen 
Planungen diese Entscheidungen berücksich-
tigen. 

Zu § 4 
Dem IMA „Raumordnung" werden nur die 
Zuständigkeiten gegeben, die er zur Erfül-
lung der Raumordnungsaufgaben des Bundes 
braucht. Dazu gehört auch der Ausgleich der 



Raumordnungsinteressen mehrerer Länder 
in einzelnen Fragen der Raumordnung, über 
die ein unmittelbares Einvernehmen zwi-
schen diesen Ländern nicht erzielt werden 
kann. Zur Sicherung der Raumordnung wer-
den die vom Interministeriellen Ausschuß 
aufgestellten Richtlinien und Programme für 
die beteiligten Fachressorts des Bundes ver-
bindlich gemacht. Dem Charakter einer 
öffentlich-rechtlichen Vereinbarung entspre-
chend kann diese verwaltungsinterne Ver-
bindlichkeit nur dann eintreten, wenn die 
Fachbehörden auch tatsächlich an der Auf-
stellung der Richtlinien und Entwicklungs-
programme beteiligt worden sind. 
Mit der Raumordnung wird in die Zustän-
digkeit der Sonderplanungen der einzelnen 
Arbeitsgebiete (Fachplanungen) nicht einge-
griffen. Die Fachressorts sind jedoch ver-
pflichtet, das von der Raumordnung erar-
beitete Entwicklungsprogramm ihren Pla-
nungen zu Grunde zu legen. 

Zu §5 
Voraussetzung für eine erfolgreiche Tätig-
keit ,des IMA „Raumordnung" ist seine recht-
zeitige Unterrichtung über alle beabsichtig-
ten Vorhaben, soweit sie für die Raumord-
nung eine über das Gebiet ihres Landes hin-
ausgehende Bedeutung haben oder erlangen 
können. Die Regelung des Meldeverfahrens 
im einzelnen kann später bekanntzugeben-
den Vollzugsvorschriften überlassen bleiben. 
Dabei ist insbesondere bei der Vorschrift des 
Absatzes 2, daß die für die Raumordnung 
zuständigen obersten Landesbehörden die in 
ihrem Bereich beabsichtigten Vorhaben, so-
weit sie für die Raumordnung von Bedeu

-

tung sind oder werden können, mitzuteilen 
haben, nicht daran gedacht, geringfügige 
Vorhaben in das Meldeverfahren einzube-
ziehen. Über Art und Umfang der melde-
pflichtigen Vorhaben, die sich erfahrungsge-
mäß nicht in einem Katalog aufzählen lassen, 
weil sie einem ständigen Wechsel unterwor-
fen sind, werden die Vollzugsvorschriften 
nähere Bestimmungen enthalten. 
Dem IMA „Raumordnung" muß die Berech-
tigung zugestanden werden, von  den  ober-
sten Behörden des Bundes und der Länder 
alle Auskünfte einzuholen, die er zur Er-
füllung seiner Aufgaben braucht. 

Zu § 6 
Die Durchführung der Raumordnung obliegt 
in erster Linie den Ländern. Daher müssen 
diese von allen Vorhaben des Bundes unver

-

züglich durch den IMA „Raumordnung" un-
terrichtet werden. Da die Raumordnung für 
das größere Gebiet den Vorrang vor derje-
nigen des kleineren Gebietes hat, müssen die 
Länder außerdem ständig über die Raumord-
nungsarbeiten für das Bundesgebiet in seiner 
Gesamtheit unterrichtet werden. Dabei sol-
len die Richtlinien und Entwicklungspro-
gramme für das Bundesgebiet in möglichst 
frühem Stadium den Ländern bekanntgege-
ben werden. 

Zu §7 
Um einen Interessenausgleich auch tatsächlich 
herbeiführen zu können, darf die Raumord-
nung nicht auf die Vorbereitung eines allge-
meinen Entwicklungsprogramms beschränkt 
bleiben. Zur Sicherung der Durchführung der 
Aufgaben der Raumordnung muß daher dem 
IMA „Raumordnung" die Möglichkeit gege-
ben werden, gegen die Planungen oberster 
Bundesbehörden Widerspruch zu erheben, 
wenn diese mit dem Vorhaben einer anderen 
obersten Bundesbehörde oder den Zielen der 
Raumordnung des Bundes nicht in Einklang 
stehen. Falls solche Planungen oberster Bun-
desbehörden etwa mit den Zielen der Raum-
ordnung eines Landes nicht übereinstimmen, 
muß auch dem Lande neben dem IMA 
„Raumordnung" das gleiche Recht des Wi-
derspruchs eingeräumt werden. Der Wider-
spruch des Landes ist beim IMA „Raumord-
nung" zu erheben, weil diesem die Aufgabe 
obliegt, einen Ausgleich herbeizuführen. 

Zu § 8 
Die Absätze 1 und 2 enthalten die Konkreti-
sierung der Zuständigkeit des Bundes für die 
Raumordnungsaufgaben, die einzelne oder 
mehrere Länder betreffen. 

Zu §9 
Der Widerspruch gegen Vorhaben, die für 
die Raumordnung von Bedeutung sind oder 
werden können, kann nur dann einer Siche-
rung der Durchführung der Raumordnung 
dienen, wenn ihm eine aufschiebende Wir-
kung innewohnt. Es ist jedoch in besonders 
begründeten Fällen, wie z. B. bei öffentlichen 
Notständen, die über den Bereich eines Lan-
des hinausgehen, vorgesehen, daß die Bun-
desregierung mit Zustimmung des Bundes-
rates eine sofortige Durchführung des Vor-
habens anordnen kann, wenn sie dies im 
öffentlichen Interesse für zwingend geboten 
hält. 



Zu § 10 

Dem IMA „Raumordnung" wird keine Ent-
scheidungsbefugnis zugestanden. Dies würde 
sich auch schon nach seinem Aufbau und sei-
ner Zusammensetzung verbieten. Er hat 
lediglich eine ausgleichende Funktion zu er-
füllen und soll auf eine Einigung hinwirken. 
Bei seinen Beratungen hat er gemäß § 2 
Abs. 1 Satz 2 die für die Raumordnung zu-
ständigen obersten Landesbehörden zuzu

-

ziehen. Wenn der herbeizuführende Interes-
senausgleich sich auf die Planungen der ober-
sten Bundesbehörden beschränkt, so entschei-
det, falls eine Einigung nicht zustande 
kommt, die Bundesregierung. Wenn dagegen 
die Raumordnungsinteressen der Länder be-
rührt werden, so erscheint es geboten, von 
der verfassungsrechtlichen Bestimmung des 
Art. 50 GG Gebrauch zu machen und den 
Bundesrat an der Entscheidung zu beteiligen. 



Anlage 
zur Begründung 

Vorschläge 

über die Regelung der Organisation für die Raumordnung 
des Bundes 

I. Bisheriger Zustand 

Die an der Raumordnung beteiligten Bundes

-

ministerien haben für ihren Geschäftsbereich 
Raumordnungreferate eingerichtet. Sie ha-
ben weiterhin auf Grund einer Vereinbarung 
unter Vorsitz des Bundesministers des Innern 
den „Interministeriellen Arbeitskreis für 
Raumordnung" gebildet, in dem sie durch 
ihren Raumordnungsreferenten vertreten 
sind. 

Dieser Arbeitskreis, der lediglich dem Mei-
nungsaustausch dient, ist im Laufe der letz-
ten 5 Jahre nur einige Male zusammenge-
treten. 

II. Vorgeschlagene Regelung 
Die bisher fehlende Rechtsgrundlage für die 
Raumordnung des Bundes soll mit dem im 
Entwurf vorliegenden „Rahmengesetz über 
Raumordnung" geschaffen werden. Der Ent-
wurf umgrenzt die allgemeinen Aufgaben 
der Raumordnung, die Aufgaben der Raum-
ordnung des Bundes im besonderen, und 
stellt zugleich für die Organisation der 
Raumordnung auf Bundesebene einen Rah-
men auf, der von der Bundesregierung kraft 
ihrer Organisationsgewalt auszufüllen ist. 

Von der Errichtung einer neuen obersten 
Bundesbehörde (siehe Vorschläge des Bundes-
ministeriums des Innern und der Arbeitsge-
meinschaft der Landesplaner der Bundesrepu-
blik Deutschland) wird abgesehen. Die Bun-
desregierung richtet vielmehr einen Inter-
ministeriellen Ausschuß für Raumordnung 
(IMA „Raumordnung") ein. Die Zuständig-
keiten der an der Raumordnung beteiligten 
Bundesministerien bleiben erhalten. Der IMA 
„Raumordnung" besitzt selber keine Ent-
scheidungsbefugnisse, sondern hat — gegebe-
nenfalls unter Mitwirkung der Vertreter 
eines beteiligten Landes — einen Interessen-
ausgleich herbeizuführen. Kommt ein solcher 
Ausgleich der Raumordnungsinteressen nicht 
zustande, so entscheidet die Bundesregierung, 
nach §  10 Abs. 2 des Entwurfs in den dort 

genannten Fällen im Einvernehmen mit dem 
Bundesrat. 

Dazu wird im einzelnen empfohlen: 

1. Die der Bundesregierung vorbehaltenen 
Entscheidungen werden von dem soge-
nannten Wirtschaftskabinett getroffen. 

2. In dem Interministeriellen Ausschuß für 
Raumordnung sind die an der Raumord-
nung beteiligten Bundesminister 

für Arbeit, 
für Ernährung, Landwirtschaft und 

Forsten, 
der Finanzen, 
des Innern, 
für Verkehr, 
für Verteidigung, 
für Wirtschaft, 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit, 
für Wohnungsbau 

vertreten. Der Ausschuß erhält eine Ge-
schäftsordnung. Den Vorsitz führt der für 
die Raumordnung federführende Bundes-
minister. Es ist dafür Sorge zu tragen, daß 
jede Kabinettsvorlage, die Fragen der 
Raumordnung berührt, vorher im Inter-
ministeriellen Ausschuß behandelt wird. 

3. Bei demjenigen Ressort, das den Vorsitz 
in dem Interministeriellen Ausschuß für 
Raumordnung führt, ist eine arbeitsfähige, 
d. h. sachlich und personell ausreichend 
ausgestattete Geschäftsstelle einzurichten. 
Der Geschäftsstelle obliegen die Vorarbei-
ten für eine Konzeption der Raumord-
nung auf Bundesebene, die Vorbereitung 
der Beratungen des Interministeriellen 
Ausschusses, die Ausführung der gefaßten 
Beschlüsse sowie der im Rahmen der Auf-
gaben des Interministeriellen Ausschusses 
anfallende Geschäftsverkehr mit den ober-
sten Bundes- und Landesbehörden. 

4. Die Abgrenzung der mitteilungspflichti-
gen Vorhaben § 5 des Entwurfs) ist 
zweckmäßig durch Verwaltungsvorschrif-
ten zu regeln. 


